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Paukenschlag des BGH: Nachbarerbbaurechte 
sind zulässig! 
 

MIT URTEIL VOM 19.12.2025 HAT DER BGH ENTSCHIEDEN, DASS SOG. NACHBARERBBAURECHTE ZU-

LÄSSIG SIND. DAMIT HAT DER BGH SEINE SEIT 1973 VERTRETENE RECHTSAUFFASSUNG AUFGEGEBEN. 

DIES HAT ERHEBLICHE AUSWIRKUNGEN AUF DIE IMMOBILIENPRAXIS UND SCHAFFT NEUE GESTAL-

TUNGSMÖGLICHKEITEN – DIESE SOLLTEN ABER MIT AUGENMAß GENUTZT WERDEN. 

 

I. Zum Begriff des Nachbarerbbaurechts  

Nachbarerbbaurechte entstehen in der Praxis insbeson-

dere bei größeren, grenzüberschreitenden Bauvorhaben. 

Der Grund: In dieser Situation kann der Eigentumserwerb 

an sämtlichen Grundstücken, die für die Bebauung erfor-

derlich sind, häufig nicht erreicht werden. Auch die Be-

stellung eines sog. Gesamterbbaurechtes, also eines Erb-

baurechtes, das sich auf sämtliche Grundstücke bezieht, 

scheidet oftmals aus, weil eine Einigung mit sämtlichen 

Grundstückseigentümern hierüber nicht erzielt werden 

kann. Ob sich diese Situation rechtssicher mittels eines 

sog. Nachbarerbbaurechts „lösen“ ließ, war lange Zeit 

umstritten.  

Hierunter wird ein Erbbaurecht verstanden, das für ein 

bestehendes oder noch zu errichtendes Gebäude bestellt 

wird, das sich auf einzelne oder mehrere benachbarte 

Grundstücke erstreckt, von denen nur einzelne mit einem 

Erbbaurecht belastet sind und das nicht an den Grund-

stücksgrenzen teilbar ist. Das Gebäude befindet sich also 

nur teilweise auf dem Erbbaugrundstück bzw. den Erb-

baugrundstücken. Im Übrigen steht es auf einem bzw. 

mehreren Grundstücken, für die kein entsprechendes 

Erbbaurecht bestellt worden ist.  

 

II. Nachbarerbbaurecht zulässig – Die Entscheidung 

des BGH  

1. Sachverhalt  

Im Mittelpunkt der BGH-Entscheidung steht ein Erbbau-

rechtsvertrag aus dem Jahr 1965. Zweck des Vertrags war 

die Errichtung eines Kaufhauses. Das Erbbaurecht wurde 

dabei an einem im Eigentum der Erbbaurechtsgeberin 

stehenden Grundstück bestellt. Dabei sah der Erbbau-

rechtsvertrag unter anderem eine Zustimmung der Erb-

baurechtsgeberin zu einer möglichen Einbeziehung von 

Anliegergrundstücken zum Erbbaugrundbesitz vor. Durch 

den Erwerb benachbarter Grundstücke sowie eines wei-

teren Erbbaurechts an einem Anliegergrundstück stand 

der Erbbauberechtigten eine geschlossene Fläche be-

nachbarter Grundstücke zur Verfügung. Auf diesen wurde 

ab dem Jahr 1983 ein Einkaufszentrum errichtet, dessen 

Gebäudekomplex sich auf insgesamt fünf Grundstücke er-

streckt und an den Grundstücksgrenzen ohne Zerstörung 

nicht getrennt werden kann.  

Als die Erbbauberechtigte im Jahr 2021 die Zahlung des 

Erbbauzinses einstellte, kündigte die Erbbaurechtsgebe-

rin an, die Zwangsvollstreckung in Höhe des rückständi-

gen Erbbauzinses zu betreiben. Hiergegen wandte die 

Erbbauberechtigte ein, der Erbbaurechtsvertrag sei we-

gen Unzulässigkeit des Nachbarerbbaurechts nichtig.  

 

2. Gründe  

Der BGH erteilte der Auffassung der Erbbauberechtigten 

eine deutliche Absage und begründete dies wie folgt:  

 

a) Wortlaut  

Der Wortlaut des § 1 Abs. 3 ErbbauRG wurde bislang häu-

fig als Argument gegen die Zulässigkeit von Nachbarerb-

baurechten angeführt. Demnach ist die Beschränkung des 

Erbbaurechts auf einen Gebäudeteil, insbesondere ein 

Stockwerk, unzulässig. Die Vorschrift sei so auszulegen, 

dass sie nicht nur eine horizontale Teilung („Stockwerks-

eigentum“), sondern auch eine vertikale Teilung über 

Grundstücksgrenzen hinweg verbiete. Anders nun der 

BGH: Der Wortlaut spreche für die Zulässigkeit eines 

Nachbarerbbaurechts. Die Vorschrift regele ihrem Wort-

laut nach die räumliche Beschränkung des Erbbaurechts 

auf einen Teil des belasteten Grundstücks. Bei einem 

Nachbarerbbaurecht wird das Erbbaurecht auf dem 
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Erbbaugrundstück aber gerade nicht beschränkt; viel-

mehr wird das Erbbaugrundstück voll ausgeschöpft und 

bei einer Erstreckung auf andere Grundstücke allenfalls 

sogar erweitert.  

 

b) Kein Nebeneinander verschiedener Berechtigter  

Daneben zieht der BGH die Gesetzesmaterialien als Be-

gründung heran. Aus diesen ergebe sich, dass § 1 Abs. 3 

ErbbauRG lediglich verhindern wolle, dass Erbbaurechte 

an einzelnen Räumen oder Stockwerken begründet wer-

den. Es sei dem Gesetzgeber darum gegangen, Abgren-

zungsschwierigkeiten und Streitigkeiten zwischen den 

verschiedenen dinglich Berechtigten zu vermeiden, die 

aus einer bereichsmäßigen Aufteilung eines Gebäudes re-

sultieren können. Derartige Konflikte entstehen bei ei-

nem Nachbarerbbaurecht (zumindest während seiner 

Laufzeit) aber gerade nicht, da es kein Nebeneinander 

verschiedener dinglich Berechtigter am Gebäude gibt. 

Solche entstehen allenfalls bei Beendigung des Nachbar-

erbbaurechts – diese habe der Gesetzgeber bei der Fas-

sung des § 1 Abs. 3 ErbbauRG aber nicht im Blick gehabt, 

sodass § 1 Abs. 3 ErbbauRG diese Themen auch nicht re-

gelt.  

 

c) Sinn und Zweck  

Auch nach dem Sinn und Zweck des § 1 Abs. 3 ErbbauRG 

bestehe kein Anlass für eine Unzulässigkeit von Nachbar-

erbbaurechten. Mögliche Zuordnungsschwierigkeiten bei 

Beendigung des Erbbaurechts durch Aufhebung, Zeitab-

lauf oder Heimfall seien kein spezifisches Problem des 

Nachbarerbbaurechts, sondern jeder grenzüberschrei-

tenden Bebauung immanent. Entsprechende Konflikte 

können auch bei Eigen- oder Nachbarüberbau auftreten 

und seien nach allgemeinen sachenrechtlichen Grundsät-

zen zu lösen.  

 

d) Praktisches Bedürfnis für Nachbarerbbaurechte 

Schließlich bestehe ein praktisches Bedürfnis für die Zu-

lässigkeit von Nachbarerbbaurechten. Für die grenzüber-

schreitende Errichtung einheitlicher Gebäude fehle es an 

gleichwertigen Alternativen; insbesondere ist die Bestel-

lung eines Gesamterbbaurechts häufig nicht realisierbar, 

weil nicht alle Eigentümer der für die Bebauung notwen-

digen Grundstücke vom Abschluss eines einheitlichen Ge-

samterbbaurechtsvertrages überzeugt werden können. 

Ein Verbot von Nachbarerbbaurechten würde daher die 

vom Erbbaurechtsgesetz angestrebte Förderung des 

Bauwesens ohne sachlichen Grund einschränken.  

 

III. Auswirkungen der Entscheidung 

Der Richtungswechsel des BGH ist für Projektentwickler 

und Bestandshalter, aber auch für Investoren und Finan-

zierer von besonderer Relevanz. Der BGH schafft Rechts-

sicherheit in einer seit Jahrzehnten stark umstrittenen 

Grundsatzfrage.  

Für zukünftige Immobilienprojekte schafft der BGH neben 

dem „klassischen“ und dem Gesamterbbaurecht eine 

weitere Gestaltungsvariante. Hierbei ist jedoch Vorsicht 

geboten. So unproblematisch das Nachbarerbbaurecht 

nach Auffassung des BGH während seiner Laufzeit ist, so 

problematisch kann es im Rahmen der Beendigung – etwa 

durch Heimfall oder Zeitablauf – werden. In dieser Situa-

tion stellen sich insbesondere boden- und gebäuderecht-

liche Zuordnungsfragen. In wessen Eigentum steht das 

Gebäude? Wem obliegt die Verkehrssicherung? Was ge-

schieht mit bestehenden Mietverträgen?  

Vor diesem Hintergrund ist bei der Vereinbarung von 

Nachbarerbbaurechten eine weit in die Zukunft voraus-

schauende und umsichtige Vertragsgestaltung elemen-

tar. 
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Urheberrecht  

GSK Stockmann – Alle Rechte vorbehalten. Die Wieder-

gabe, Vervielfältigung, Verbreitung und / oder Bearbeitung 
sämtlicher Inhalte und Darstellungen des Beitrages sowie 

jegliche sonstige Nutzung ist nur mit vorheriger schriftli-

cher Zustimmung von GSK Stockmann gestattet. 

 

Haftungsausschluss 

Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich allge-

meine Informationen, die nicht geeignet sind, den beson-

deren Umständen eines Einzelfalles gerecht zu werden. Sie 

hat nicht den Sinn, Grundlage für wirtschaftliche oder sons-

tige Entscheidungen jedweder Art zu sein. Sie stellt keine 

Beratung, Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot 

auf Beratung oder Auskunft dar und ist auch nicht geeignet, 

eine persönliche Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Ent-

scheidungen jedweder Art auf Inhalte dieser Mandantenin-

formation oder Teile davon stützen, handelt dieser aus-

schließlich auf eigenes Risiko. 

 

GSK Stockmann und auch die in dieser Mandanteninforma-

tion namentlich genannten Partner oder Mitarbeiter über-

nehmen keinerlei Garantie oder Gewährleistung, noch haf-

tet GSK Stockmann und einzelne Partner oder Mitarbeiter 

in irgendeiner anderen Weise für den Inhalt dieser Man-

danteninformation. Aus diesem Grund empfehlen wir, in 

jedem Fall eine persönliche Beratung einzuholen. 
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